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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

VBS gidgt—inéssische Departement flr Verteidigung, Bevélkerungsschutz und

por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

GPK-NR Geschaftsprafungskommission des Nationalrates

IWF Internationaler Wahrungsfonds

FINMA Eidgendssische Finanzmarktaufsicht

EU Européische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

SBB Schweizerische Bundesbahnen

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs

EDA Eidgendssisches Departement flir auswértige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement flir Wirtschaft, Bildung und Forschung

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

EG Europaische Gemeinschaft

Uniterre Uniterre

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

Fedpol Bundesamt fur Polizei

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DFF Département fédéral des finances

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CdG Les Commissions de gestion

EPF Ecole polytechnique fédérale

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

FMI Fonds monétaire International

FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers

UE Union européenne

DFI Département fédéral de I'intérieur

EEE I'Espace économique européen

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

LSCPT Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et
teléecommunication

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

CE Communauté européenne

Uniterre Uniterre

CIT Communauté d'intérét du tir suisse

Fedpol Office fédéral de la police
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.10.1995
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.06.1996
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2010
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die sich vor allem aus rechtsburgerlichen Kreisen rekrutierenden Gegner der Reform
machten ihre Drohung mit dem Referendum wahr. Unmittelbar nach der
Schlussabstimmung formierte sich ein von Steinemann (fp, SG), Frih (fdp, AR), Seiler
(svp, BE) und Schmidhalter (cvp, VS) présidiertes "Komitee gegen eine aufgebléhte
Bundesverwaltung mit Uberflissigen Staatssekretdren". Unterstitzung fanden sie bei
der AUNS; mit der Unterschriftensammlung wurde ein Berner PR-Biro betraut. Noch
vor Jahresende waren die bendtigten 50 000 Unterschriften beisammen. '

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
Abstimmung vom 9. Juni 1996

Beteiligung: 31,3%
Ja: 544 630 (39,4%)
Nein: 837 990 (60,6%)

Parolen:

- Ja: FDP (8*), SP, CVP (3*), LP, EVP; SGB, CNG.

- Nein: SVP (1*), FP, SD, LdU (1*), EDU; Vorort, SGV.
- Stimmfreigabe: GP, PdA.

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Resultat fiel mit einem Nein-Stimmenanteil von rund 60% deutlich aus. Nur gerade
in den Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt stimmte das Volk der Vorlage zu. Am
wuchtigsten war die Ablehnung in den kleinen landlichen Kantonen der Zentral- und
Ostschweiz, aber auch die stark industrialisierten Mittellandkantone Aargau und
Solothurn steuerten Nein-Anteile von lber 70% bei. Die Vox-Analyse bestatigte, dass
sich die Gegner vorwiegend an den Staatssekretéren und dabei vor allem an den
dadurch entstehenden Kosten gestort hatten. ?

Regierungspolitik

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats reichte 2009 eine parlamentarische
Initiative ein, die eine bessere und schnellere Information des Parlaments bei
Notverordnungen verlangt. So soll die Geltungsdauer fur dringliche Verordnungen zur
Wahrung der Landesinteressen im Ausland befristet werden. Fur Verflgungen zur
Wahrung der Interessen der Schweiz sowie zur Wahrung der inneren und dusseren
Sicherheit musste das zustandige parlamentarische Organ konsultiert und informiert
werden. Dringliche Finanzbeschlisse wurden die Zustimmung der Finanzdelegation
bedingen und bei Bedarf in einer ausserordentlichen Session verhandelt werden
kénnen. Die SPK reagierte mit diesem Vorstoss auf den Bericht der
Geschaftsprifungskommission zum Fall Tinner sowie auf die Swissair- und die UBS-
Krisen. In allen drei Fallen wurde der Bundesrat kritisiert, das Parlament umgangen zu
haben. In der Beratung schloss sich der Nationalrat einem Minderheitsantrag Fluri (fdp,
SO) an, der zusétzlich vorsieht, dass Notverordnungen zur Wahrung der inneren und
dusseren Sicherheit nur in Kraft bleiben, wenn der Bundesrat dem Parlament innert
sechs Monaten einen Gesetzesentwurf unterbreitet oder eine Parlamentsverordnung
gefasst wird. Die Kommissionsmehrheit hatte lediglich einen Gesetzesentwurf
vorgesehen und der Bundesrat hatte eine Frist von einem Jahr fir einen
Gesetzesentwurf beantragt. Der Standerat folgte zuerst dem Antrag des Bundesrats,
schwenkte aber im zweiten Durchgang auf die Linie des Nationalrats ein. Differenzen
zwischen den Réten gab es zudem in Bezug auf die Konsultationspflicht. Der Nationalrat
forderte, dass der Bundesrat spatestens 48 Stunden vor dem Erlass notrechtlicher
Verflgungen das zustandige parlamentarische Organ zu konsultieren hatte. Der
Standerat begnugte sich mit der vom Bundesrat praferierten Informationspflicht
spatestens 24 Stunden nach dem Beschluss. Der Nationalrat schloss sich in der zweiten
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.06.2019
MARC BUHLMANN

Beratung dem Standerat an. Nicht umstritten war die Forderung, dringliche Ausgaben
der Zustimmung der Finanzdelegation zu unterstellen. Beschlossen wurde zudem, dass
ein Viertel der Mitglieder eines Rats innerhalb einer Woche - statt wie vom Bundesrat
vorgesehen von funf Wochen - eine ausserordentliche Session zu dringlichen
Ausgabebeschlissen Uber CHF 500 Mio. beantragen kann. Keine Chance hatte ein
Antrag einer links-grinen Minderheit im Nationalrat, solche Beschlisse immer von der
Zustimmung der Bundesversammlung abhangig zu machen. In der Schlussabstimmung
wurde das Gesetz schliesslich von beiden Kammern einstimmig bzw. mit einer
Gegenstimme angenommen. *

Der Geschiaftsbericht des Bundesrats 2018 wurde von den Réten in der Sommersession
2019 beraten. Im Geschéaftsbericht legt die Regierung Rechenschaft Uber die
Schwerpunkte ihrer Tatigkeiten in einem Berichtsjahr ab. In den Ratsdebatten
berichten die Vertreterinnen und Vertreter der Aufsichtskommissionen Utber die
Beratungen, die sie mit den Bundesratinnen und Bundesraten zum Geschéftsbericht
geflhrt haben. National- und Stdnderat nehmen dann in Form eines Bundesbeschlusses
Kenntnis von diesem Bericht.

Fur die GPK berichteten Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) im Standerat und Doris Fiala
(fdp, ZH) im Nationalrat. Die GPK hé&tten mit der Regierung zwei Querschnittthemen
behandelt, deren Auswertungen noch ausstiinden: den Umgang der Departemente mit
Kritik durch Blrgerinnen und Blrger bei Aufsichtsbeschwerden sowie die Ferien- und
Zeitguthaben der Topkader in der Bundesverwaltung. Die Fragen der GPK seien vom
Bundesrat zufriedenstellend beantwortet worden und man beantrage deshalb die
Genehmigung des Geschaftsberichts.

In der Folge berichteten Subkommissionssprecherinnen und -sprecher gestutzt auf den
Geschéaftsbericht Uber die einzelnen Departemente. Sowohl im Sténderat als auch im
Nationalrat stand dabei die Cyberabwehr im VBS im Zentrum. Er kénne mit Genugtuung
feststellen, dass sich der Bund der Dringlichkeit dieses Themas bewusst sei, flihrte
Damian Mdller (fdp, LU) im Stéanderat aus. Insbesondere durch die Cyberattacke auf die
RUAG sei das VBS sensibilisiert worden und habe den Aktionsplan Cyberdefence
ausgearbeitet, berichtete hierzu Ida Glanzmann (cvp, LU) in der grossen Kammer. Beim
EDA stand die Frage «Wie weiter mit dem Brexite» im Zentrum. Damien Mdller flihrte
aus, dass ein geordneter Ubergang mit insgesamt finf unterzeichneten Abkommen
moglich sein sollte. Ida Glanzmann berichtete bei der Prasentation des EDA Uber die
Diskussionen um den aufgeschobenen Beitritt der Schweiz zum
Kernwaffenverbotsvertrag. Entgegen einer angenommenen Motion Sommaruga (sp, GE;
Mo. 17.4241) wolle man im Moment nur einen Beobachterstatus anstreben, um die
Neutralitat der Schweiz nicht zu gefahrden. Beim WBF wurde in beiden Raten Uber den
ETH-Bereich berichtet. Gegenstand waren die medial begleiteten Vorwirfe gegen
verschiedene Personen an der ETH Zurich, Mobbing, Korruption sowie Amts- und
Machtmissbrauch betrieben zu haben. Die GPK sei nach intensiven Gesprachen mit den
Verantwortlichen der ETH zur Uberzeugung gelangt, dass es einen Kulturwandel
brauche, flihrte Yvonne Feri (sp, AG) im Nationalrat aus. Die Oberaufsicht Uber die ETH
unterliege Bundesrat Parmelin und der sei sich der Situation bewusst, versicherte
Joachim Eder (fdp, ZG) im Stéanderat. Ein weiteres WBF-Thema in beiden Raten waren
die Kriegsmaterialausfuhren. Man habe ja manchmal das Geflhl, die Schweiz liefere
Waffen an Schurkenstaaten, so Joachim Eder in der kleinen Kammer. Dies sei aber
mitnichten der Fall. Vielmehr stehe die Schweiz hinsichtlich Transparenz von
Waffenexporten international an erster Stelle. Man habe aber Fragen im Zusammenhang
mit Medienberichten Uber Schweizer Handgranaten und Sturmgewehre, die angeblich
im Jemen-Krieg aufgetaucht seien, klaren kénnen - so Yvonne Feri im Nationalrat. Beim
EFD wurden die Rolle der Finma und die Cyberrisiken fur den Finanzplatz Schweiz
diskutiert. Die Finma nehme ihre Aufsicht gut wahr und das «interdepartementale
Kompetenzgerangel» beim Thema Cyberrisiken habe sich erledigt: Die Federfihrung
und die Koordination liegen beim EFD, das VBS ist zustandig fur die Cyberdefence und
das EJPD fur die Cyberkriminalitdt. Von speziellem Interesse war die Postauto-Affare,
auf die der Bundesrat im Geschéaftsbericht auf Geheiss der GPK in einem eigenen
Kapitel eingehen musste. Diesem Auftrag sei die Exekutive nachgekommen, berichtete
Claude Héche (sp, JU) im Standerat. Die Aufarbeitung der Affare sei jedoch noch nicht
abgeschlossen. Dartber hinaus erwahnte Héche bei der Berichterstattung zum EDI die
Gesundheitskosten, deren Wachstum als problematisch betrachtet werde.
Gesundheitsminister Alain Berset habe aber alle Fragen der GPK beantworten kénnen.
Peter Fohn (svp, SZ) und Valérie Piller Carrard (sp, FR) berichteten schliesslich Uber die
Bundeskanzlei und das EJPD. Bei der Bundeskanzlei standen Fragen zur Entwicklung bei
Vote Electronique im Vordergrund. Die GPK wirden die Problematik eng begleiten, so
die Subkommissionssprecherin bzw. der Subkommissionssprecher. Hauptthema beim
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POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.03.2016
MARC BUHLMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.11.2000
HANS HIRTER

EJPD war die Terrorismusbekdmpfung. Es gebe nach wie vor ein Sicherheitsrisiko fir
die Schweiz und die Kantone; mit verschiedenen Projekten und vor allem dem
anstehenden neuen Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung von
Terrorismus wurde hier aber viel unternommen.

In beiden Raten fasste Ueli Maurer in seiner Funkion als Bundesprasident ein paar der
erreichten Ziele im Rahmen der drei Leitlinien (Wohlstandsicherung; nationaler
Zusammenhalt und internationale Zusammenarbeit; Sicherheit und verlassliche
internationale Partnerschaften) zusammen. Er bedankte sich am Schluss fur die sehr
offene und konstruktive Zusammenarbeit mit den GPK. Der Bundesrat profitiere sehr
von den Fragen und Hinweisen einer Kommission, «die sehr oft unterhalb des Radars
arbeitet, das aber sehr intensiv und gut macht». *

Bundesverwaltung - Organisation

Der Nationalrat Uberwies ein auch vom Bundesrat nicht bekdmpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) fur die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehdérden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines .Sicherheitsdepartementes™ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. °

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Ida Glanzmann (cvp, LU) gesetzliche
Strukturen fur die Einrichtung eines Staatssekretariats fiir innere Sicherheit. Den
momentanen Bedrohungen in Form von Cyberkriminalitat, organisiertem Verbrechen
und insbesondere von terroristischen Anschlagen solle mit allen verfligbaren
Ressourcen begegnet werden. Daflir brauche es aber bessere Strukturen, in denen alle
operativen und administrativen  Krafte zusammengefasst wurden. Einem
Staatssekretariat fir innere Sicherheit, das dem EJPD angehéangt wirde, wirden etwa
die Behorden fur Strafverfolgung, die Sicherheitsorgane und die Nachrichtendienste
angehoren.

Die Kommission empfahl mit 20 zu 4 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben.
Hauptargument der SiK-NR gegen die Idee war der Hinweis auf die Gefahr, dass das gut
austarierte foderal organisierte Sicherheitssystem ausgehebelt wirde, was entgegen
der Forderung gar mehr Unsicherheit schaffen wurde. Es sei angezeigter, auf aktuelle
Bedrohungen spezifische Taskforces einzusetzen, was etwa mit der Taskforce Tetra im
Bereich der Bekédmpfung von Terrorismus bereits geschehen sei. Staatssekretariate
seien eher Instrumente, die den Bundesrat in seiner Reprasentationsfunktion entlasten
wirden. Auch wenn sich eine kleine Minderheit mit Verweis auf die
Sicherheitsbedlrfnisse in der Bevdlkerung und die Mdglichkeit, einen nationalen
Ansprechpartner im foderalen System einzurichten, der auch Doppelspurigkeiten
verhindern wiurde, fur das Vorhaben aussprach, zog die Initiantin im Marz 2016 ihr
Anliegen zuriick. ©

Bundesverwaltung - Personal

Die Differenzbereinigung beim neuen Bundespersonalgesetz konnte in der
Frihjahrssession abgeschlossen werden. Der Nationalrat stimmte dem Standerat in den
meisten strittigen Punkten zu, insbesondere auch bei dem von der Linken bekémpften
Beschluss, dass bestimmte Personalkategorien gemass Obligationenrecht angestellt
werden kénnen. In der Schlussabstimmung wurde das neue Gesetz vom Nationalrat mit
112:51 und vom Sténderat mit 36:5 Stimmen angenommen. Dagegen votiert hatten die
Fraktionen der SP und der Grinen, wobei sich im Nationalrat elf SP-Abgeordnete aus
der Deutschschweiz der Stimme enthielten. Der Bundesrat gab zudem eine
Stellungnahme zu den im Vorjahr von der GPK-NR gemachten Empfehlungen flr die
Nebenerwerbstéatigkeit von Bundesangestellten ab.

Noch vor Abschluss der parlamentarischen Beratungen kindigte der VPOD das
Referendum an. Zusammen mit der Dachorganisation Foderativverband des Personals
offentlicher Dienste ergriff er dieses dann auch und reichte es mit gut 87'000
Unterschriften ein. Unterstitzung hatte er beim SGB und bei der SP gefunden.

Die Abstimmungskampagne vermochte keine grossen Wellen zu werfen. Dies war nicht
nur in der Deutschschweiz so, wo die meisten Kantone flr ihre Angestellten bereits

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.1991
HANS HIRTER

friher ahnliche neue Regeln eingefthrt hatten, sondern auch in der Westschweiz, wo
analoge Bestrebungen in einigen Kantonen zu heftigen Protesten des Personals gefuhrt
hatten. Wie in der Deutschschweiz empfahlen auch in der Romandie samtliche
blrgerlichen Parteien und auch die Redaktionen der massgeblichen Zeitungen ein Ja.
Gegen die Reform kdmpften neben dem SGB und seinen Verbéanden und der SP auch
noch die Griinen (ausser die Sektion des Kantons Zirich), die Schweizer Demokraten
und die PdA. Fir die Gewerkschaften war dieses Gesetz ein Signal fir den Sozialabbau
nicht nur fur das Personal des Bundes und seiner Betriebe (namentlich Post und SBB)
sondern flr alle Beschaftigten. Zudem sei durch die Flexibilisierung der
Arbeitsbedingungen die Qualitat und sogar die Existenz der &ffentlichen Dienste (sog.
Service public) gefdhrdet. Im speziellen kritisiert wurden die mit der Aufhebung des
Beamtenstatus gelockerten Kindigungsbestimmungen und die Einfuhrung von
Leistungslohnkomponenten. Héhepunkt der Nein-Kampagne war eine am 4. November
vom SGB in Bern organisierte Demonstration gegen Lohnabbau und gegen das
Bundespersonalgesetz mit rund 20'000 Teilnehmenden. Die Gewerkschaftsfront war
aber nicht geschlossen. Der CNG und auch der Bundespersonalverband sprachen sich
fir eine Annahme des Gesetzes aus, welches ihrer Meinung nach eine modernere
Personalpolitik des Bundes und vor allem auch die Einflhrung einer echten
Sozialpartnerschaft mit Gesamtarbeitsvertragen erlaubt. In diesem Verband, der auch
zum Foderativverband gehdrt, sind vor allem Angestellte der allgemeinen
Bundesverwaltung organisiert. Zum ersten GAV des SBB-Personals siehe hier.

Die Volksabstimmung vom 26. November ergab eine Zweidrittelsmehrheit fiir das
neue Gesetz. Einzig in den Kantonen Jura und Tessin Uberwogen, allerdings knapp, die
Neinstimmen. Die Zustimmung fiel im Kanton Zug mit 78% am klarsten aus, in den
meisten anderen Deutschschweizer Kantonen waren es etwas tber 70%. Wesentlich
knapper erfolgte die Annahme in den franzdsischsprachigen Kantonen (50-60%). Das
Wallis verdankte seine knappe Mehrheit den zustimmenden deutschsprachigen
Bezirken.

Bundespersonalgesetz
Abstimmung vom 26. November 2000

Beteiligung: 41,5%
Ja: 1253 997 (66,8%)
Nein: 622 381(33,2%)

Parolen:

- Ja: FDP, CVP, SVP, LP, EVP, EDU, CSP, Lega; Economiesuisse (Vorort), SGV, SBV, CNG,
Angestelltenverbande.

- Nein: SP, GP (1*), SD, PdA; SGB.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse ergab, dass auch eine Mehrheit der Sympathisanten der SP und des
SGB dem neuen Gesetz zugestimmt hatte, wobei in diesem Lager der bereits im
Parlament festgestellte Graben zwischen Franzésisch- und Deutschsprachigen von der
Basis bestéatigt wurde. ’

Parlamentsorganisation

Wahrend der Debatte im Parlament hatte kein Gegner offen mit dem Referendum
gedroht. Verschiedentlich waren freilich Antrége auf Kirzungen der vorgeschlagenen
Entschadigungen mit dem Argument begriindet worden, dass damit ein Referendum
verhindert werden kénne. Die vorgenommenen Reduktionen genligten aber offenbar
nicht: Ende Oktober kindigten vier Studenten der Handelshochschule St. Gallen an,
dass sie mit der Unterschriftensammlung flr Volksabstimmungen Uber alle drei Teile
der Vorlage (Geschéftsverkehrs-, Entschadigungs- und Infrastrukturgesetz) beginnen
wirden. Einige birgerliche Parlamentarier — unter ihnen die Nationalradte Blocher (svp,
ZH) und Stucky (fdp, ZG) - sowie der Schweizerische Gewerbeverband sicherten sofort
ihre Unterstlitzung zu. Trotz der politischen Unerfahrenheit des Referendumskomitees
wurde die Kampagne gegen das als Schritt in Richtung Berufsparlament charakterisierte
Reformpaket dusserst professionell organisiert: mit der Offentlichkeitsarbeit und der
UnterschriftenSammlung wurde ein St. Galler Werbebiiro betraut. ®
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.09.1992
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1992
HANS HIRTER

Unter den mehr als 140 National- und Standeraten, welche sich zum befilirwortenden
Komitee zusammenfanden, waren ausser der AP samtliche Fraktionen vertreten. Im
gegnerischen  "Abstimmungskomitee gegen die verdeckte Einfihrung des
Berufsparlaments" machten neben zwolf aktiven Nationalrdten aus SVP (u.a. Blocher,
ZH), AP und FDP (Stucky, ZG) auch einige ehemalige Bundesparlamentarier mit. Von den
Parteien sprachen sich nur gerade die AP und die SVP (ohne einige ihrer wichtigeren
Kantonalparteien, welche die Ja-Parole ausgaben) gegen die Parlamentsreform aus. ’

Das Abstimmungsresultat vom 27. September fiel deutlich aus: Zwar stimmte das Volk
der Revision des Geschaftsverkehrsgesetzes zu, die beiden Vorlagen, welche die
Arbeitssituation der Parlamentarier verbessert, die Bundesfinanzen aber zusétzlich
belastet hatten, wurden jedoch klar abgelehnt. Dabei war das Ergebnis bei der
Entschadigungserhdhung fur die Nationalrate noch etwas deutlicher als bei den Mitteln
fur die Einstellung von Assistenten.

Infrastrukturgesetz.
Abstimmung vom 27. September 1992

Beteiligung: 45,6%
Nein: 1339 597 (69,4%)
Ja: 590 484 (30.6%)

Parolen:
-Nein: SVP (5*), AP.
- Ja: FDP (8%), SP, CVP (6%), GP, LP, SD (1*), LdU (1*), EVP, PdA, EDU, SGB, CNG.

Revision Entschadigungsgesetz.
Abstimmung vom 27. September 1992

Beteiligung: 45,6%
Nein: 1424 954 (72,4%)
Ja: 542 768 (27,6%)

Parolen:
-Nein: SVP (6*), AP.
- Ja: FDP (4*), SP, CVP (3*), GP, LP, SD (1*), LdU (1*), EVP, PdA, EDU, SGB, CNG.

Revision Geschéftsverkehrsgesetz.
Abstimmung vom 27. September 1992

Beteiligung: 45,4%

Ja: 1097185 (58,0%)

Nein: 794132 (42,0%)

Parolen:

-Ja: FDP (2*), SP, CVP (1*), GP, LP, SD (1*), LdU, EVP, PdA, EDU, SGB, CNG.
- Nein: SVP (9%), AP.

*In Klammern Anzahl der abweichenden Kantonalsektionen

Die nach dem Urnengang durchgefiihrte Umfrage ergab, dass die Verbesserung der
materiellen Stellung der Nationalrate von allen Bevolkerungsgruppen abgelehnt worden
war; am deutlichsten von den Landwirten und den beruflich wenig Qualifizierten, am
knappsten von den Hochschulabsolventen und den Personen in leitender Funktion. Wie
die Parteiparolen erwarten liessen, fiel die Ablehnung bei den Sympathisanten der GP
und der SP weniger deutlich aus als bei den Anhangern weiter rechts stehender
Parteien; Zustimmung fand die Reform aber auch bei diesen nicht. Die Gegnerschaft
war zudem weniger ausgepragt in der franzésischsprachigen Schweiz. Diese grossere
Wertschatzung der parlamentarischen Arbeit in der Westschweiz konnte damit erklart
werden, dass in dieser Region auch auf kommunaler Ebene Parlamente und nicht
Gemeindeversammlungen die Regel sind. Bei der Befragung nach den
Entscheidmotiven zeigte sich, dass die Kritik fast ausschliesslich gegen die Erhéhung
der Entschadigungen und die damit verbundenen Kosten gerichtet war; das Festhalten
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an der Idee eines Milizparlaments spielte hingegen eine weniger grosse Rolle.

Im Fall des ,Operative Working Arrangement™ aus dem Jahre 2002 zwischen den USA
und der Schweiz liber die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehérden beider
Lander bei der Terrorismusbekdmpfung (03.037) verabschiedete der Nationalrat eine
Motion seiner Aussenpolitischen Kommission, die vom Bundesrat verlangt, dieses
Abkommen nachtréglich dem Parlament zur Genehmigung zu unterbreiten. Dieses
gehe weit Uber technisch-administrative Regelungen von geringer Tragweite hinaus,
Uber welche der Bundesrat in eigener Kompetenz entscheiden dirfe, und sei zudem
politisch umstritten, weshalb eine Debatte und ein Entscheid des Parlaments
erforderlich seien. Der Standerat teilte diese Meinung nicht - die gewdlnschte
Information und Debatte habe bereits in den Aussenpolitischen Kommissionen
stattgefunden - und lehnte die Motion ab. "

Bundeshausbesucherinnen und -besucher brduchten in der Wintersession 2019
Geduld, berichtete der Tages-Anzeiger Mitte Dezember. Verscharfte Zutrittskontrollen
wirden dazu fihren, dass vor allem Gruppen, die eine Fuhrung durch das Bundeshaus
gebucht hatten, «bis zu 90 Minuten in der Kélte anstehen» mdussten. Die verscharfte
Identitatskontrolle, die Begrenzung der Grosse der Gepackstlicke und das Verbot des
Mitbringens von FlUssigkeiten seien aufgrund von Erfahrungen in der Herbstsession
eingefuhrt worden, gaben die Parlamentsdienste bekannt, die sich mit einer Haufung
von Reklamationen konfrontiert sahen.

In der Tat hatten zwei Vorfélle das zuvor revidierte Sicherheitsdispositivim Bundeshaus
in Frage gestellt. So hatten es Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten geschafft, wéhrend
Beratungen im Nationalrat auf der Zuschauertriblne ein grosses Transparent zu
enthdllen. Zudem war bekannt geworden, dass ein «wegen Terror-Propaganda
verurteilter»> Iraker (Aargauer-Zeitung) unter falschem Namen und als angeblicher
Journalist an einer Konferenz der SP teilgenommen habe, die diese im September im
Bundeshaus organisiert hatte. Die Lockerungen der Massnahmen, mit denen auf
systematische Ausweiskontrollen und Gepéackdurchsuchungen verzichtet worden war,
seien wohl urséachlich fur die beiden Pannen, mutmasste die Sonntags-Zeitung. Eine
Ausweiskontrolle hatte den falschen Journalisten wohl entlarvt und eine
Gepackkontrolle, nicht nur in Form eines Metalldetektors, ware wohl auf die
verschiedenen Teile aufmerksam geworden, in die das Transparent zerlegt worden war.
Die Sicherheitsmassnahmen im Bundeshaus wurden in der Folge auch auf Anraten der
Bundespolizei (Fedpol) wieder verstarkt.

Organisation der Bundesrechtspflege

Da die "Demokratischen Juristinnen und Juristen der Schweiz" gegen die Revision des
Bundesgesetzes Uber die Bundesrechtspflege das Referendum eingereicht hatten,
musste darlber das Volk entscheiden. Im Zentrum der Argumente der Revisionsgegner
stand die Erhéhung der Streitwertgrenze fir zivilrechtliche Falle von 8000 Franken auf
30 000. Diese Erhohung bringe auf der einen Seite nur eine geringe Reduktion der
Arbeitslast der Richter, da es bisher beim Bundesgericht pro Jahr bei einem Total von
rund 4000 Fallen bloss deren 600 zivilrechtliche (davon rund ein Drittel mit einem
Streitwert von weniger als 30 000 Fr.) gegeben habe. Andererseits wirde aber mit
dieser Erhéhung das Bundesgericht seiner Moglichkeit beraubt, wichtige
Grundsatzentscheide im Arbeits-, Miet- oder Konsumentenschutzrecht zu fallen. Damit
wilrde nach Ansicht der Revisionsgegner nicht nur die Rechtsstellung der meisten
Angestellten, Mieter und Konsumenten verschlechtert, sondern auch das Anliegen einer
einheitlichen schweizerischen Rechtssprechung beeintrachtigt. Das im Parlament noch
sehr umstrittene Vorprufungsverfahren fiur staatsrechtliche Beschwerden spielte
hingegen in der Abstimmungskampagne kaum eine Rolle.

Organisation der Bundesrechtspflege. Abstimmung vom 1. April 1990

Beteiligung: 40,7% Nein: 863 524 (52,7%) Ja: 775 870 (47,3%)

Parolen:

Nein: SP (1*), GPS, LdU, SD (2), POCH, PdA, GBS; SGB, CNG; Konsumentenbund,
Mieterverband.

Ja: FDP, CVP (6), SVP (), LP (1*), AP; Redressement National.

Stimmfreigabe: EVP (3 Nein, 2 Ja*)
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* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Am 1. April lehnte der Souveridn die Revision mit einer Mehrheit von 52,7% ab. Die
starkste Ablehnung ergab sich in den Kantonen Jura (65%), Genf, Neuenburg und
Schwyz; die gréssten Ja-Anteile wiesen Appenzell-Innerrhoden (55%), Nidwalden und
Waadt auf. Eine nach dem Urnengang durchgeflihrte Befragung zeigte, dass die
Anhanger der burgerlichen Parteien die Parteiparolen nur schlecht befolgt hatten:
einzig die Sympathisanten der SVP waren mehrheitlich hinter der Revision gestanden
(60%), beim Freisinn hielten sich Gegner und Beflrworter die Waage, wéhrend bei der
CVP die Ablehnung mit 57% dominierte. "

Volksrechte

Im Berichtsjahr wurde auf Bundesebene zweimal das Referendum ergriffen
(Strassenverkehrsgesetz und Entkriminalisierung der Militdrdienstverweigerung). In der
Volksabstimmung setzte sich beim Strassenverkehrsgesetz der Parlamentsbeschluss
durch; Uber die Militarvorlage wird 1991 abgestimmt werden. Die beiden 1989
eingereichten Referenden waren erfolgreich: sowohl die Reorganisation der
Bundesrechtspflege als auch der Rebbaubeschluss fanden in der Volksabstimmung
keine Mehrheit.

Das um siebzehn Jahre éltere Referendumsrecht erlebte im Berichtsjahr eine neue
Blute. Nach der Herbstsession wurde gegen nicht weniger als neun Vorlagen das
Referendum ergriffen (NEAT; IWF-Beitritt (2 Vorlagen); bauerliches Bodenrecht;
Stempelabgaben; Parlamentsreform (3 Vorlagen); ETH-Gesetz). Nur gerade das
letzterwéhnte kam nicht zustande, alle anderen vermochten die noétigen 50 000
Unterschriften innerhalb von drei Monaten beizubringen, wenn auch im Fall der NEAT
nur mit dusserster Mihe. Da zuvor bereits zwei Referenden eingereicht worden waren
(Gewasserschutzgesetz und Sexualstrafrecht), betrug die Gesamtzahl der mit dem
Referendum bekampften Vorlagen insgesamt zehn. Damit wurden im Berichtsjahr 18%
aller dem fakultativen Referendum unterstellten Parlamentsbeschllsse vor das Volk
gezogen. Diese Quote war deutlich héher als in der Periode 1981-90 (5,4%) und sie
Ubertraf auch den Spitzenwert des Jahrzehnts 1881-90 (10,6%), welches durch die
vehemente Opposition der Katholisch-Konservativen gegen die freisinnige
Einparteienregierung gekennzeichnet war. Es bestatigte sich die Erfahrung der letzten
Jahre, dass das Referendumsrecht nicht mehr vorwiegend das Instrument
konservativer, politisch rechter Kreise ist: dasjenige gegen die
Stempelsteuergesetzrevision stammte von einer Bundesratspartei (SP), bei drei
weiteren wurden die Unterschriften von politisch an sich gegenséatzlichen Kreisen
gesammelt (NEAT und IWF- resp. Weltbank-Beitritt). ™

Die Auseinandersetzungen Uber den EWR belebten nicht nur die Diskussion tber das
Regierungssystem, sondern gaben auch neuen Ideen bei der Ausgestaltung der
Volksrechte Auftrieb. Angesichts der Tatsache, dass die Schweiz im Rahmen des EWR
zukUnftig hatte EG-Recht fristgerecht tbernehmen mussen, schlugen die SP und spater
auch die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-NR) die Einfiihrung des
konstruktiven Referendums vor. Dieses neue Volksrecht wirde es den Gegnern eines
Behordenentscheides erlauben, diesen weiterhin mit einem Referendum zu
bekéampfen, gleichzeitig aber einen eigenen, allerdings ebenfalls mit dem EG-Recht
vertraglichen Gegenvorschlag einzubringen. Nach Ansicht der Kommission hatte damit
die Schweiz den EWR-Verpflichtungen in bezug auf rasche Gesetzesanpassungen
genligen kénnen, ohne die Volksrechte abbauen zu mussen. Da der Nationalrat der
Meinung war, dass die EWR-Vorlage nicht auch noch mit der Schaffung von neuen
Volksrechten belastet werden sollte, zog die Kommission ihren Vorschlag zwecks
weiterer interner Beratung zurlck. Die Idee des konstruktiven Referendums ist nicht
allein auf Bundesebene im Gespréach. Anlasslich der Totalrevision der bernischen
Verfassung beantragte die Verfassungskommission die Einfuhrung dieses neuen, hier
Volksvorschlag genannten Instruments. Der Grosse Rat lehnte dies zwar knapp ab,
beschloss aber, den endgtiltigen Entscheid darliber dem Volk als Variantenabstimmung
im Rahmen des Entscheids (iber die neue Verfassung zu tberlassen. '
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Als 1991 eine Rekordzahl von Referenden lanciert worden war, sprachen einige bereits
von einem Beweis fur den Vertrauensverlust der Bevoélkerung in die Behorden. Die
Abstimmungsresultate zeigten nun, dass die grosse Zahl der Referenden wohl eher
damit zu tun hatte, dass im heutigen Kommunikationszeitalter mit Leichtigkeit die
erforderlichen Unterschriften gesammelt werden koénnen, als mit einer breiten
Opposition gegen die Parlamentsmehrheit. Wahrend im langjahrigen Mittel jedes zweite
fakultative Referendum zu einer Ablehnung des Parlamentsbeschlusses fuhrt, sank die
Erfolgsquote fur die Opposition in diesem Jahr auf weniger als einen Viertel. Bei den
neun infolge eines fakultativen Referendums zur Abstimmung gelangenden Vorlagen
konnten die Gegner nur gerade zweimal - bei der Verbesserung der Entschadigung
resp. der Infrastruktur fur die Parlamentarier - eine Mehrheit der Stimmbdrger hinter
sich scharen. Im Berichtsjahr wurden nur noch gegen zwei Parlamentsbeschlisse
(Treibstoffzollerhdéhung bzw. Krankenkassen) das Referendum lanciert. "

Im Kanton Bern hiess das Volk in einer Variantenabstimmung zur neuen
Kantonsverfassung die Einflihrung des Konstruktiven Referendums gut. In Zukunft
werden damit Referendumskomitees nicht bloss eine Volksabstimmung Uber einen
Parlamentsbeschluss verlangen, sondern diesem auch einen konkreten Gegenvorschlag
gegeniberstellen kdnnen. ®

Im Berichtsjahr fanden flinf mit Referenden verlangte Volksabstimmungen Uuber
Beschllsse der Bundesversammlung statt (davon eine zu einem Entscheid aus dem Jahr
1993). Ein Referendum war erfolgreich (UNO-Blauhelme), bei den anderen vier mit
Referenden verlangten Abstimmungen (Luftfahrtgesetz, Anti-Rassismusgesetz,
Krankenversicherung, Zwangsmassnahmen im Auslanderrecht) folgte das Volk dem
Parlament. ™

Im Herbst lancierte die SP die Volksinitiative ,Mehr Rechte fir das Volk dank dem
Referendum mit Gegenvorschlag®, welche die Einflhrung des sog. konstruktiven
Referendums verlangt. Der neue Verfassungsartikel sieht vor, dass zusatzlich zum
bisherigen Referendum auch noch ein ebenfalls 50'000 Unterschriften erforderndes
Referendum mit einem konkreten Gegenvorschlag zu einem Gesetz oder einem
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss eingereicht werden kann. Voraussetzung dazu
ist allerdings, dass der Gegenvorschlag bereits in einer der beiden Parlamentskammern
beantragt worden ist, und dort bei mindestens 5% der Ratsmitglieder Unterstitzung
fand. Das Verfahren bei der Volksabstimmung wére analog zu demjenigen bei einer
Volksinitiative mit einem Gegenvorschlag (doppeltes Ja moglich, Stichfrage fir den Fall,
dass beide angenommen werden); mehrere sich konkurrierende Referenden wirden
einander zuerst in Eventualabstimmungen gegenlbergestellt. (Zur EinfGhrung des
konstruktiven Referendums im Kanton Bern siehe hier.) %°

1995 fanden vier mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt; drei Referenden
(Milchwirtschaftsbeschluss,  Solidaritatsbeitrage im  Landwirtschaftsgesetz, Lex
Friedrich) waren erfolgreich, einmal fand der Parlamentsbeschluss Zustimmung (10.
AHV-Revision). Fur zwei Referenden wurde zwar die Unterschriftensammlung lanciert,
spater aber erfolglos abgebrochen (WTO, Revision Arbeitslosengesetz). Bei einem
Referendum (gegen Staatssekretdre) waren zwar die Unterschriften bis Jahresende
beisammen, sie wurden aber erst im Januar 1996 eingereicht (s. oben, Regierung).

Die SPS konnte ihre Volksinitiative .mehr Rechte fir das Volk dank dem Referendum
mit Gegenvorschlag®, welche die Einfihrung des sogenannten konstruktiven
Referendums verlangt, im Marz mit 123'205 gultigen Unterschriften einreichen. Im
Kanton Bern, der diese Form des Referendums 1993 als erster Kanton eingefiihrt hat,
wurde davon erstmals Gebrauch gemacht. Das Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss
zu einer Steuergesetzrevision zu und lehnte den Gegenvorschlag der FDP ab. ??
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Im Mérz legte der Bundesrat seine Botschaft zu der 1997 eingereichten Volksinitiative
der SP fur die Einflihrung des konstruktiven Referendums (Referendum mit
Gegenvorschlag) vor. Er empfahl das Begehren zur Ablehnung. Dabei verzichtete er
auch darauf, einen Gegenvorschlag zu formulieren, da er Alternativmoéglichkeiten (wie
etwa die Méglichkeit, dem Volk Varianten zur Abstimmung vorzulegen) bereits in seinem
Entwurf zur Reform der Volksrechte im Rahmen der Verfassungsrevision vorgeschlagen
habe. Gegen das konstruktive Referendum brachte er vor allem das Argument vor, dass
es zu praktischen abstimmungstechnischen Problemen fihren kénne, wenn zu einem
Beschluss mehrere konstruktive Referenden eingereicht wirden. Im Standerat fand die
Volksinitiative nur bei den Abgeordneten der SP Unterstitzung. Nicht besser erging es
auch einem Kompromissvorschlag Plattner (sp, BS), der das Geschéaft an den Bundesrat
zurlckweisen wollte mit der Auflage, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten, der das
konstruktive Referendum einflihrt, aber dessen Schwachstellen (zugelassener Inhalt
eines Gegenantrags und Ungultigkeitserklarungen bei Unvereinbarkeit mit geltendem
Recht; Vorgehen, wenn mehr als ein derartiges Referendum eingereicht wird) mit
prézisen Regelungen zu beheben.

Im Berichtsjahr kam die im Rahmen der Verfassungstotalrevision vorgesehene Reform
der Volksrechte (Paket B) nach langen Kommissionsberatungen in die
Parlamentskammern. Im Nationalrat empfahl die Kommission Nichteintreten, da sich in
ihren Reihen keine tragbare Losung fur den von der Regierung beabsichtigten Ausbau
der Volksrechte bei gleichzeitiger Erhdhung der erforderlichen Unterschriftenzahlen
habe finden lassen. In den Voten der Fraktionssprecher wurde zum Ausdruck gebracht,
dass zwar wohl ein Reformbedarf besteht, dieser allerdings je nach Partei mit
unterschiedlicher Zielrichtung versehen ist. Mit 134:15 Stimmen beschloss der
Nationalrat Nichteintreten. Angesichts dieses klaren Entscheids resignierte die
Staatspolitische Kommission des Stdnderates und beantragte ebenfalls Nichteintreten.
Um zu unterstreichen, dass sie trotzdem einen Reformbedarf sieht, legte sie eine
parlamentarische Initiative fir «die Beseitigung von Mangeln der Volksrechte» vor
(99.436). Der vom Plenum Uberwiesene Vorstoss ist zwar offen formuliert, in der
Begrindung werden aber das unklare Vorgehen bei nicht vélkerrechtskonformen
Volksinitiativen und die geltende Beschrankung des Initiativrechts auf die
Verfassungsebene als zu behebende Méngel des aktuellen Systems erwahnt. 2

Im Berichtsjahr kam es zu sechs mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen. Zweimal brachte das Volk den Parlamentsentscheid zu Fall
(Mutterschaftsversicherung,Invalidenversicherung), viermal bestétigte es den Beschluss
(Raumplanung, Asylgesetz, dringliche Massnahmen im Asylbereich, Drogenabgabe).

Es wurden im Berichtsjahr zwdélf Volksinitiativen eingereicht. Abgestimmt wurde Uber
eine Volksinitiative (Hauseigentiimer). Diese wurde abgelehnt. Damit erhéhte sich auf
Ende 1999 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid
vorgelegten Initiativen auf 31 (1998: 21). Neu lanciert wurden 1999 4 Volksinitiativen.
Neben der Denner AG, wo dies seit Jahren Ublich ist, stellte nun auch der
Gewerkschaftsbund fur seine Volksinitiativen bezahlte Unterschriftensammler ein.

Volk und Stdnde hiessen drei von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsédnderung gut (Totalrevision, Kantonsklausel fir Bundesratswahl,
Transplantationsmedizin). Insgesamt kam es somit zu 10 Volksabstimmungen (1
Initiative, 3 obligatorische und 6 fakultative Referenden). Bei acht dieser Entscheide
folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament. (Zu den
eidgendssischen Urnengéngen im Jahr 2000 siehe hier.) 2

Nach dem Stédnde- lehnte auch der Nationalrat die 1997 eingereichten Volksinitiative
der SP flr die Einfihrung des konstruktiven Referendums (Referendum mit
Gegenvorschlag) ab. Daflir stimmten neben der SP auch die Griinen und die EVP. Die
Ratsmehrheit begrindete ihre Ablehnung namentlich mit dem Argument, dass mit der
Méglichkeit, einzelne Elemente aus einer Gesamtvorlage herauszupflicken, die
Bemuhungen der Regierung und des Parlaments um optimale Kompromissldsungen
vereitelt wirden. Damit wiirde auch die Funktion des Parlaments entwertet. %
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In der Kampagne zur anschliessenden Volksabstimmung betonten die Beflirworter vor
allem die Praktikabilitat ihres Vorschlags, der in den Kantonen Bern und Nidwalden, wo
dieses Recht existiert, noch nie zu Problemen gefuhrt habe. Die Gegner warnten vor
~Rosinenpickerei®. Eine breite Diskussion Uber die Volksrechte vermochte die Initiative
jedoch nicht auszuldsen.

In der Volksabstimmung vom 24. September sprachen sich nur gut ein Drittel der
Stimmenden fiir das Begehren aus. In der franzdsischsprachigen Schweiz war die
Ablehnung etwas weniger deutlich und im Tessin schnitt die Initiative mit 43% Ja am
besten ab. Gemass der Vox-Analyse hatte die politische Linke mehrheitlich zugestimmt.
Obwohl es sich um eine SP-Initiative gehandelt hatte, waren die Sympathisanten der SP
in ihrer Meinung hélftig geteilt. Praktisch einhellig erfolgte die Ablehnung durch
Personen, welche der FDP nahestehen.

Abstimmung vom 24. September 2000

Beteiligung: 44,8%
Ja: 676'776 (34,1%) / 0 Sténde
Nein: 1'308'030 (65,9%) / 20 6/2 Stande

Parolen:
- Ja: SP, GP, EVP, PdA, Lega; SGB, CNG.
- Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, CSP; Economiesuisse (Vorort), SGV, SBV. #

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (bilaterale Vertrage mit der EU, Bundespersonalgesetz). Beide Male
bestatigte das Volk den Parlamentsentscheid.

Es wurden im Berichtsjahr sieben neue Volksinitiativen eingereicht. Dem Volk zum
Entscheid vorgelegt wurden elf Volksinitiativen. Diese wurden alle abgelehnt; einige
davon sehr deutlich mit Ja-Stimmenanteilen von weniger als 20% (.tiefere Spitalkosten™
und ,Geschlechterquoten in den Behodrden®). Drei Initiativen wurden zurlckgezogen
(Mehrwertsteuer und Sport, Okosteuer und gegen Wasserflugzeuge). Damit reduzierte
sich auf Ende 2000 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum
Entscheid vorgelegten Initiativen auf 23 (1999: 30). Neu lanciert wurden 2000 drei
Volksinitiativen; alle drei konnten bereits im selben Jahr eingereicht werden (zweimal
Tierschutz sowie Ausbau von Nationalstrassen).

Volk und Stande hiessen eine von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsanderung gut (Justizreform) und lehnten zwei ab (Energielenkungsabgabe
und Energieférderungsabgabe). Insgesamt kam es somit zu 16 Volksabstimmungen (11
Initiativen, 3 obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei vierzehn dieser
Entscheide folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament.
Zum erstenmal kam das 1987 eingefiihrte neue Verfahren mit dem doppelten Ja und
einer Stichfrage beim Entscheid Uber eine Initiative mit einem Gegenvorschlag zur
Anwendung (Energieférderungsabgabe und Solarinitiative). Das Volk lehnte beide
Vorschlage ab. (Zu den eidgendssischen Volksabstimmungen im Jahr 1999 siehe hier.)

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Bewaffnung von Armeeangehdrigen in Auslandeinsatzen und
internationale Ausbildungszusammenarbeit der Armee). Beide Male bestéatigte das Volk
den Parlamentsentscheid.

Im Jahr 2001 wurde keine einzige neue Volksinitiative eingereicht. Jahre ohne
eingereichte Initiativen sind sehr selten und kamen zum letzten Mal 1988 und 1968 vor.
Dem Volk zum Entscheid vorgelegt wurden sieben Volksbegehren. Diese wurden alle
abgelehnt; einige davon mit sehr hohen Nein-Stimmenanteilen von gegen 80% (,30
km/h innerorts®, ,Armee-Abschaffung” und .Ja zu Europa®). Zwei Initiativen wurden
zurlickgezogen (Arzneimittel-Initiative des Apothekervereins und .fir eine freie Arzt-
und Spitalwahl®). Damit sank Ende 2001 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk
noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen auf 14 (2000: 23). Neu lanciert wurden
2001 vier Volksinitiativen.
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2002
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2003
HANS HIRTER

ANDERES
DATUM: 10.10.2003
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2003
HANS HIRTER

Volk und Stéande hiessen zwei von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsédnderung gut (Aufhebung des Bistumsartikels und Ausgabenbremse).
Insgesamt kam es somit zu 11 Volksabstimmungen (7 Initiativen, 2 obligatorische und 2
fakultative Referenden). Bei allen diesen Entscheiden folgten die Stimmberechtigten
dem Antrag von Regierung und Parlament. %

Im Berichtsjahr kam es zu drei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Fristenlosung, Elektrizitatsmarktliberalisierung,
Arbeitslosenversicherung). Zwei Mal bestétigte das Volk den Parlamentsentscheid, ein
Mal legte es das Veto ein (Elektrizitadtsmarkt). Eingereicht wurde zudem das Referendum
gegen die Spitalfinanzierung, worlber allerdings erst 2003 abgestimmt werden wird.

Im Jahr 2002 wurden zwei neue Volksinitiativen eingereicht (Postdienste fir alle;
Nationalbankgewinne fur die AHV). Dem Volk zum Entscheid vorgelegt wurden flnf
Volksbegehren. Einem davon wurde zugestimmt (UNO-Beitritt); es war auch von
Regierung und Parlament zur Annahme empfohlen worden. Damit sank Ende 2002 der
Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten
Initiativen auf elf (2001: 14). Neu lanciert wurden 6 Volksinitiativen.

Volk und Stédnde lehnten eine von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsédnderung ab (Solidaritatsstiftung). Insgesamt kam es somit zu 9
Volksabstimmungen (5 Volksinitiativen, 1 Verfassungsreferendum und 3 fakultative
Referenden). Bei sieben dieser Entscheide folgten die Stimmberechtigten dem Antrag
von Regierung und Parlament, zweimal entschieden sie anders (Solidaritatsstiftung und
Elektrizitdtsmarktgesetz).

Die SVP-Fraktion im Nationalrat reichte zwei parlamentarische Initiativen zur
Einfihrung des Finanzreferendums ein. Darin verlangt sie, dass Verpflichtungs- oder
Rahmenkredite ab einem im Initiativtext nicht festgelegten Betrag dem fakultativen
Referendum unterstellt sein sollen (03.401). Kredite von einem niedriger liegenden
Minimalumfang sollen zudem auf Verlangen von je einem Drittel der Mitglieder der
beiden Ratskammern dem fakultativen Referendum unterstellt werden (03.402). Die
SPK des Nationalrats beantragte, dem ersten Vorstoss Folge zu geben und den zweiten
abzulehnen. Der Freisinnige Miller (ZH) reichte zudem eine vom Bundesrat zur
Ablehnung empfohlene Motion fiir ein fakultatives Finanzreferendum ein (03.3019). %

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. EIf Kantone (notwendig fir ein Kantonsreferendum wéren acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung tUber das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach fir die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfélle bringen wiirde. *°

Im Berichtsjahr kam es zu drei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Finanzierung der Spitalkosten, Militdrgesetz, Zivilschutzgesetz).
Das Volk bestéatigte in allen drei Féllen den Parlamentsentscheid. Eingereicht wurde
zudem das Referendum gegen das neue Mietrecht, worlber allerdings erst im Februar
2004 abgestimmt werden wird.

Im Jahr 2003 wurden drei neue Volksinitiativen eingereicht (Tierschutz, Gentechnik,
Kinderzulagen). Dem Volk zum Entscheid vorgelegt wurden sieben Volksbegehren.
Keinem einzigen wurde zugestimmt; die Nein-Stimmen-Anteile betrugen zwischen 58%
und 73%. Damit sank Ende 2003 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch
nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen auf sieben (2002: elf). Neu lanciert wurden
acht Volksinitiativen.

Volk und Sténde stimmten einer von Regierung und Parlament vorgeschlagenen
Verfassungsanderung zu (Ausbau der Volksrechte). Insgesamt kam es somit zu elf
Volksabstimmungen (sieben Volksinitiativen, ein Verfassungsreferendum und drei
fakultative Referenden). Bei all diesen Entscheiden folgten die Stimmberechtigten dem
Antrag von Regierung und Parlament.
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2005
HANS HIRTER

Von den beiden im Vorjahr von der SVP-Fraktion eingereichten parlamentarischen
Initiativen fur mehr Volksabstimmungen Gber Finanzbeschllsse des Parlaments konnte
sich eine, namlich diejenige, welche die Einfihrung des Finanzreferendums verlangt,
durchsetzen. Die SPK des Nationalrats hatte sich mit Stichentscheid des Prasidenten
far eine Unterstitzung entschieden. Demnach sollen Verpflichtungs- oder
Rahmenkredite ab einem im Initiativtext nicht festgelegten Betrag dem fakultativen
Referendum unterstellt sein. Gegen den Widerstand der geschlossenen Linken und
einer Mehrheit der CVP gab der Nationalrat dieser Initiative Folge. Dieses
Finanzreferendum (obligatorisch und/oder fakultativ) kennen alle Kantone. *

Auf Antrag seiner SPK gab der Nationalrat einem Vorstoss der SVP-Fraktion keine Folge,
welcher die Einflihrung des Behordenreferendums fiir Parlamentsbeschlisse verlangte,
die zu betrachtlichen Mehrausgaben fihren. Gemaéss diesem Vorschlag hatte eine
qualifizierte Minderheit von je einem Drittel der Mitglieder beider Kammern in solchen
Fallen eine Volksabstimmung anordnen kénnen. Eines der Hauptgegenargumente der
SPK-Sprecher Beck (Ip, VD) und Gross (sp, ZH) war, dass damit die Parlamentarier davon
dispensiert wurden, breit akzeptierte Kompromisse zu finden und sich darauf
beschréanken kénnten, das Volk laufend zu Plebisziten Uber Ausgaben aufzurufen.
Zudem seien die Volksrechte bereits gut ausgebaut, da die meisten rechtlichen
Grundlagen der Ausgabenbeschlisse dem fakultativen Referendum unterstellt seien.
Das finanzpolitische Behordenreferendum wird in einigen Kantonen praktiziert (u.a.
ZH). (Zur Einreichung der Initiative im Vorjahr siehe hier.) *?

Im Berichtsjahr kam es zu finf mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen. In einem Fall (Steuerpaket) reichten sowohl Blrgerinnen und
Blirger als auch, zum ersten Mal Uberhaupt, die Kantone das Referendum ein. Das Volk
bestatigte zwei Mal den  Parlamentsentscheid  (Mutterschaftsversicherung,
Stammzellenforschung) und entschied drei Mal dagegen (Mietrecht, AHV-Revision,
Steuerpaket).

Im Jahr 2004 wurden zwei neue Volksinitiativen eingereicht (Prémiensenkung bei der
Krankenkasse von der SVP, gegen Behdérdenpropaganda bei Volksabstimmungen), beide
stammen aus dem rechten politischen Spektrum. Dem Volk zum Entscheid vorgelegt
wurden ebenfalls zwei Volksbegehren (lebenslange Verwahrung, Postdienste). Eines
davon wurde angenommen (lebensléngliche Verwahrung). Damit blieb Ende 2004 der
Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten
Initiativen unverandert bei sieben. Neu lanciert wurden neun Volksinitiativen.

Volk und Stédnde stimmten zwei von Regierung und Parlament vorgeschlagenen
Verfassungsanderung zu (NFA, NFO), deren vier lehnten sie ab (Gegenvorschlag zur
Avanti-Initiative, MWSt-Erhéhung zugunsten der  AHV/IV sowie zwei
Burgerrechtsvorlagen). Insgesamt kam es somit zu 13 Volksabstimmungen (2
Volksinitiativen, 6 Verfassungsreferenden und 5 fakultative Referenden). Bei lediglich
finf dieser dreizehn Entscheide folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2003: elf von elf).

In der Regel ist ein politisches Anliegen der parlamentarischen Mehrheit nach einer
Ablehnung in einer Volksabstimmung nicht flr alle Zeiten vom Tisch. Oft wird es, meist
in veranderter Form, rasch wieder in den politischen Prozess aufgenommen und vom
Parlament nochmals gutgeheissen. Dass die Bundesversammlung im Jahr 2003, also vier
Jahre nach dem Volksnein zu einer Mutterschaftsversicherung, eine neue Version
guthiess, veranlasste die SVP-Fraktion, eine Art Karenzfrist zu fordern. Mit einer
parlamentarischen Initiative verlangte sie, dass derartige Parlamentsbeschliisse dem
obligatorischen Referendum zu unterstellen sind, wenn sie innerhalb von fiinf Jahren
nach einem letzten negativen Volksentscheid erfolgen. Die SPK des Nationalrats hielt
gar nichts von dieser Forderung, da ein Nein zu einer Vorlage in den wenigsten Féllen
heisse, dass kein Handlungsbedarf bestehe und bei einer Neuauflage in der Regel eben
gerade die Haupteinwédnde der Gegner berlcksichtigt wirden. Sie beantragte
einstimmig (bei sieben Enthaltungen) der Initiative keine Folge zu geben und das
Plenum schloss sich dieser Empfehlung an. Auch von der SVP mochte sich niemand
mehr fir den eigenen Vorschlag einzusetzen. %
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2006
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.11.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu vier mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Schengen/Dublin-Vertrag mit der EU, Erweiterung der
Personenfreizigigkeit auf die neuen EU-Staaten, Gleichgeschlechtliche Partnerschaft,
Sonntagsarbeit im Detailhandel in grossen Bahnhofen). Bei allen stimmte das Volk dem
Parlamentsbeschluss zu.

Im Jahr 2005 wurden vier Volksinitiativen eingereicht (Aufwertung der
Komplementarmedizin, Gegen Larmbelastigung durch Militarflieger, Schutz des Waldes,
Einblrgerungsverfahren). Dem Volk zum Entscheid vorgelegt wurde ein Volksbegehren
(Anbauverbot fir gentechnisch verédnderte Pflanzen); dieses wurde als flinfzehntes von
insgesamt 160 zur Abstimmung gebrachten angenommen. Es war dies die zweite von
allen Stéanden gutgeheissene Volksinitiative. Die andere war die 1. August-Initiative der
SD im Jahre 1993 gewesen. Damit stieg Ende 2005 der Bestand der eingereichten, aber
dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen auf zehn. Neu lanciert
wurden zwei Volksinitiativen (Renaturierung der Ufer von Gewéssern, AHV-Alter 62).

Insgesamt kam es somit zu fiinf Volksabstimmungen (1 Volksinitiative und 4 fakultative
Referenden). Bei 4 dieser 5 Entscheide folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2004: finf von dreizehn). 3

Im Berichtsjahr kam es zu vier mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Auslandergesetz, Asylgesetz, Zusammenarbeit mit den Staaten
Osteuropas,  Familienzulagengesetz). Bei allen stimmte das Volk dem
Parlamentsbeschluss zu. Ausserdem hiessen Volk und Stéande eine neue
Verfassungsbestimmung gut (Bildungsartikel).

Im Jahr 2006 wurden 5 Volksinitiativen eingereicht. Dem Volk zum Entscheid vorgelegt
wurde ein Volksbegehren (Nationalbankgewinne fir die AHV); es wurde abgelehnt. Zwei
Volksinitiativen wurden nach der Ausarbeitung von Gegenvorschlagen zurlickgezogen
(.Fur fairere Kinderzulagen!®, ,Fir einen zeitgeméassen Tierschutz"). Damit stieg Ende
2006 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid
vorgelegten Initiativen auf zwolf. Neu lanciert wurden zehn Volksinitiativen.

Insgesamt kam es somit zu sechs Volksabstimmungen (1 obligatorisches Referendum, 1
Volksinitiative und 4 fakultative Referenden). Bei allen dieser 6 Entscheide folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2005: vier von fiinf). *°

Die SPK des Nationalrats beantragte, einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion fur die Einflihrung des Finanzreferendums nun doch keine Folge zu geben.
Der Nationalrat hatte dieser allgemein formulierten |Initiative 2004 gegen den
Widerstand der Linken und einer Mehrheit der CVP mit knappem Mehr Folge gegeben
und damit die SPK mit der Ausarbeitung einer Vorlage beauftragt. In ihrem Bericht
konstatierte die SPK, dass die Wissenschaft aufgrund von Daten aus den USA sowie
schweizerischen Kantonen und Gemeinden nachgewiesen hat, dass dieses
direktdemokratische Recht zu weniger Staatsausgaben fuhrt. Die Kommission hatte
dazu verschiedene Varianten formuliert und diese im Fruhjahr 2007 in eine
Vernehmlassung gegeben. Neben der FDP wund der SVP unterstltzten auch
Economiesuisse und der Gewerbeverband die Vorlage. Der Bauernverband und die
Gewerkschaften sprachen sich ebenso dagegen aus wie SP, CVP, EVP und LP. Die
Staatspolitische Kommission des Nationalrats begriindete ihren Ablehnungsantrag nicht
nur mit der mehrheitlich negativen Vernehmlassung, sondern auch mit der Angst vor
einer Blockierung der Bundespolitik. Meist sei eine Ausgabe gesetzlich verankert und
damit bereits heute mit dem Referendum gegen das Gesetz angreifbar. In anderen
Fallen wie etwa beim jahrlichen Ristungsprogramm wurde sich die Volksabstimmung
zeitlich mit der Ausarbeitung des nachsten Programms Uberschneiden und damit eine
seriése Planung verunmaoglichen. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2010
MARC BUHLMANN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2012
MARC BUHLMANN

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BUHLMANN

Der Nationalrat hielt sich an den Antrag seiner SPK und beschloss mit 123 zu 60
Stimmen, der parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion fir die EinfUhrung des
Finanzreferendums keine Folge zu geben. Das Hauptargument der Gegner war, dass
beim Bund - im Gegensatz zu den Kantonen, die ja alle das Finanzreferendum kennen -
fast alle grossen Ausgabeposten auf Gesetzen beruhen, und diese ja bereits dem
fakultativen Referendum unterstellt sind. Gleich anschliessend an diesen Entscheid
beschloss der Nationalrat mit 120 zu 61 Stimmen, auch einer parlamentarischen
Initiative der Grlinen fur die Einfihrung des fakultativen Referendums bei
Riistungsausgaben (06.442) keine Folge zu geben. Die SP, welche den SVP-Vorstoss
bekdmpft hatte, stimmte in diesem Fall fur die Ausweitung der Volksrechte, die SVP
dagegen.

Verschiedene Vorstdsse von links und rechts, die die Einfiihrung neuer Volksrechte
forderten, hatten in den Réaten keine Chance. Eine parlamentarische Initiative
Tschimperlin (sp, SZ), welche die Einfihrung der Gesetzesinitiative auch auf
Bundesebene verlangt, wurde genauso abgelehnt wie die beiden parlamentarischen
Initiativen Reimann (svp, SG), die ein ausserordentliches fakultatives Referendum
(09.443) und ein Ratsreferendum (09.444) vorgesehen héatten. Eine qualifizierte
Minderheit der Bundesversammlung héatte bei ersterem verlangen kénnen, dass ein
Beschluss zwingend dem fakultativen Referendum unterstellt wird. Mit dem
Ratsreferendum ware es einer qualifizierten Minderheit moglich gewesen, fir ein
fakultatives Referendum eine Volksabstimmung zu erzwingen.

Da viele Parteien Volksbegehren als Schwungrad fur die Wahlen brauchten, nahm die
Zahl héangiger Initiativen stark zu. Im Berichtjahr selber waren acht Initiativen zustande
gekommen. Damit waren Ende 2011 nicht weniger als 22 Volksbegehren hangig (Ende
2010: 17). Im Berichtjahr wurden zudem 23 Begehren neu lanciert (2010: 14). Im
Unterschriftenstadium befanden sich somit insgesamt 28 Initiativen (2010: 15). Drei
Begehren scheiterten 2011 an der Unterschriftenhlrde (2010: 2) und drei wurden
zurlickgezogen  (2010: 1), davon eine bedingt (2010: 1) (vgl. Tabelle
Volksinitiativen_2011.pdf). Zudem kam am 25. Juli mit 60'124 giltigen Unterschriften das
Referendum gegen das Bundesgesetz Uber die Buchpreisbindung zustande. *

Der Export einer Schaffhauser Spezialitat war das Ziel einer Motion Minder (parteilos,
SH) (12.3712). Mit der Volksmotion sollte .das partizipative Vakuum™ zwischen der
einflussreichen, aber aufwandigen und teuren Volksinitiative und der vergleichsweise
schwachen Petition geflllt werden. Die Volksmotion, die von einer zu bestimmenden
Anzahl Birgerinnen und Burgern eingereicht werden soll, wirde in den Raten den
gleichen Prozess durchlaufen wie eine parlamentarische Motion. Das Instrument war in
den letzten rund dreissig Jahren in einigen Kantonen und Gemeinden eingefuhrt
worden. Der Bundesrat lehnte die Motion mit der Begriindung ab, dass ein Mehr an
Volksrechten diese nicht unbedingt starken wirde, sondern eher schwachen, wovon
etwa auch das Scheitern der allgemeinen Volksinitiative zeuge. Der Standerat lehnte die
Motion ab. Ebenfalls eine Erweiterung des Katalogs an Volksrechten strebte eine 2012
noch nicht behandelte parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion an, die die
Einfihrung eines ebenfalls in den Kantonen weit verbreiteten fakultativen
Finanzreferendums fordert. Die kantonalen Erfahrungen zeigen, dass die
Vetoméglichkeit der Bevolkerung gegen finanzpolitische Vorlagen mit geringeren
Ausgaben und Schulden sowie tieferen Steuern einhergeht. “°

Im Berichtjahr wurde gegen sechs parlamentarische Beschlisse ein Referendum
ergriffen. Erfolgreich zu Stande kamen drei, nédmlich das Referendum gegen das
Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung (Managed Care; am 14. Februar mit 131'158
glltigen Unterschriften), das Referendum gegen das Tierseuchengesetz (am 16. Juni mit
51110 glltigen Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz Uber die
Raumplanung (am 16.10.12 mit 69'277 giiltigen Unterschriften). Uber die ersten beiden
wurde noch im  Berichtjahr abgestimmt. Die Abstimmung Uber die
Raumplanungsrevision wurde fur das Frihjahr 2013 traktandiert. Kein Erfolg war den
drei Referenden gegen die Bundebseschlisse Uber die Doppelbesteuerungsabkommen
mit Deutschland (48'604 Unterschriften), Osterreich (46'848 Unterschriften) und
Grossbritannien (47'363 Unterschriften) beschieden. Alle drei verfehlten laut Bericht
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2013
MARC BUHLMANN

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BUHLMANN

der Bundeskanzlei vom 30. Oktober das Quorum (siehe hier). Im Vergleich zu den
Vorjahren wurde die Referendumswaffe damit wieder haufiger eingesetzt (2010 und
2011 je 1 zustande gekommenes Referendum; 2009: 1 zustande gekommenes und 1
nicht zustande gekommenes Referendum).

Ende Berichtjahr diskutierte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion, welche die Einfihrung eines Finanzreferendums auf nationalstaatlicher Ebene
forderte. Neue Ausgaben und Verpflichtungskredite sollten neu ab einem bestimmten
Betrag dem fakultativen Referendum unterstellt werden. Einige SVP-Exponenten
argumentierten vergeblich, dass das auf Kantonsebene bewahrte Instrument nicht nur
eine ideale Erganzung zur Schuldenbremse darstelle, sondern auch der Bevélkerung die
Méglichkeit gebe, Uber wichtige Finanzbegehren mit zu entscheiden. Es wurde gar auf
die Gripen-Abstimmung verwiesen, die ja eigentlich nur durch einen Trick zu einem
verkappten Finanzreferendum umgewandelt worden sei. Die Kommissionsmehrheit
machte die Gefahr von Blockaden, von Ubersteuerung der Politik und von
Eigenmachtigkeit geltend. Ein Finanzreferendum habe eine bremsende Wirkung und
der Entscheid, welche Beschlisse einem Referendum unterstellt werden kénnen und
welche nicht, sei immer auch willklrlich. Da es auf nationaler Ebene keine Instanz gebe,
die Uberprifen koénne, wann die Unterstellung unter ein fakultatives Referendum
angebracht sei und wann nicht, hatten sich in einer bereits 2007 im Rahmen einer
damals eingereichten parlamentarischen Initiative der Staatspolitischen Kommission
durchgefihrten Vernehmlassung zum gleichen Anliegen vor allem die Parteien negativ
geaussert. Das Plenum gab der Initiative schliesslich mit 115 zu 71 Stimmen keine Folge.
Geschlossen fir die Idee stimmten die SVP- und die GLP-Fraktion, wéhrend sowohl die
BDP, aber auch die SP und die GP gegen das Begehren votierten. Die FDP, die 2005
noch fur die Einfihrung eines Finanzreferendums war, stimmte mit Ausnahme zweier
Abweichler ebenfalls gegen Folge geben. Die Diskussion um eine Erweiterung des
Katalogs an Volksrechten durfte damit allerdings kein Ende nehmen. Eine im Berichtjahr
noch nicht behandelte parlamentarische Initiative Hiltpold (fdp, GE) verlangt nédmlich
die Einfuhrung der auf Kantonsebene ebenfalls flachendeckend eingesetzten
Gesetzesinitiative.

Im Berichtjahr wurde gegen acht Bundesgesetze das Referendum ergriffen (2012: 6).
Die Unterschriftensammlung gegen die Asylgesetzrevision war von
Fluchtlingsorganisationen und linken Kreisen bereits Ende 2012 gestartet worden. Mitte
Januar wurden hierzu 63'666 giltige Unterschriften eingereicht. Auch gegen das
Epidemiegesetz  sammelten  verschiedene  Gruppen mit teilweise recht
unterschiedlichen Zielen bereits Ende 2012 bis Mitte Februar 77'360 beglaubigte
Unterschriften. Das Referendum gegen die Revision des Arbeitsgesetzes kam im April
mit 70'306 Unterschriften erfolgreich zustande. Die Sonntagsallianz - ein
Referendumskomitee aus verschiedenen religiosen Gruppierungen und Vereinigungen,
der SP, der GP, der EVP und der CSP sowie verschiedener Gewerkschaften - hatte nach
eigenen Angaben bereits nach 2 Monaten Uber 60 000 Unterschriften gegen die
Offnungszeiten bei den Tankstellenshops gesammelt. Mitte April kiindigte Uniterre ein
Referendum gegen das Reformpaket in der Agrarpolitik an, zog dieses Ansinnen dann
aber zugunsten der Initiative des Bauernverbandes wieder zuriick. Ausserst erfolgreich
war das Uberparteiliche Komitee um Walter Wobmann (svp, SO), das innert kurzer Zeit
107'424 Unterschriften gegen die Erhdhung der Abgabe flr die Benutzung von
Nationalstrassen sammelte. Wegen mangelnder finanzieller Unterstitzung wurde die
Unterschriftensammlung gegen die Erhdhung der kostendeckenden Einspeisevergitung
zur Forderung erneuerbarer Energien abgebrochen. Noch im Berichtjahr wurden
Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA lanciert.
Gegen das Freihandelsabkommen mit China konnte das Referendum nicht ergriffen
werden, weil der Antrag der SP, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen, vom Nationalrat abgelehnt wurde. *
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Bereits 2013 waren die Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz
und den USA lanciert worden. Wahrend das Referendum gegen die Gripen-Beschaffung
Ende Januar mit 65'384 gultigen, vom Blndnis gegen neue Kampfflugzeuge und vom
Liberalen Komitee ,Nein zum Gripen® gesammelten Unterschriften zustande kam,
scheiterte die Unterschriftensammlung gegen FATCA. Nach der 100-tégigen Frist
konnten lediglich 35264 Unterschriften eingereicht werden. Auch das vom Kanton
Wallis angestrengte Kantonsreferendum gegen FATCA wurde nur vom genannten Kanton
unterstitzt - notig gewesen waren aber insgesamt acht Kantone. Im Berichtsjahr selber
kiindigten das Komitee .Nein zur Billag-Mediensteuer®™ und der Verein ,Aktion
stopBillag.ch®™ an, ein Referendum gegen das neue Bundesgesetz Uber Radio und
Fernsehen (RTVG) zu ergreifen. Bereits Mitte Dezember hatte das Komitee laut eigener
Aussage die notigen Unterschriften gesammelt, bis Ende 2014 aber noch nicht
eingereicht. Auch gegen den Bau einer zweiten Gotthard-Strassenréhre zur Sanierung
des Tunnels wurde ein Referendum lanciert. Federfihrend war hier der Verein "Nein
zur zweiten Gotthardrohre, hinter dem der VCS und die Alpeninitiative stehen. Auch
dieses Komitee war rasch erfolgreich und hatte Ende Jahr nach eigenen Angaben
bereits Uber 100'000 Unterschriften gesammelt. Die EVP kiindigte vorsorglich an, gegen
das noch nicht zu Ende debattierte Fortpflanzungsmedizingesetz das Referendum
ergreifen zu wollen. Allerdings ist vorgangig ein obligatorisches Referendum nétig, um
die heute verbotene Prdimplantationsdiagnostik (PID) zu ermdglichen. Auch der
atomfreundliche Verein "Kettenreaktion" kiindigte an, gegen jegliche Verbote von AKW
das Referendum zu ergreifen. **

In seinem Bericht zum Postulat der FDP-Liberale Fraktion zur Frage des Verhaltnisses
zwischen Voélkerrecht und Landesrecht hatte sich der Bundesrat positiv zur Idee
gedussert, ein obligatorisches Referendum fiir vdlkerrechtliche Vertrage mit
verfassungsmassigem Charakter einzufiihren. Mit seiner Motion wollte Andrea Caroni
(fdp, AR) diese positive Haltung konkretisieren. Wichtige volkerrechtliche Vertrage
obligatorisch zur Abstimmung zu bringen, wirde nicht nur die demokratische
Mitsprache ausbauen, sondern auch eine Starkung der Legitimation des Volkerrechts
bedeuten - so der Motionér. In seiner Stellungnahme zu ebendieser Motion Caroni
bestéatigte der Bundesrat seine positive Haltung: Ein obligatorisches Referendum bei
wichtigen vdlkerrechtlichen Vertragen sei nach vorherrschender Auffassung bereits
heute ungeschriebenes Verfassungsrecht. Eine Konkretisierung in der Verfassung
wirde nicht nur die Rechtssicherheit erhéhen, sondern auch die Praxis vereinfachen.
Die Regierung wies darauf hin, dass sie die ldee bereits im Rahmen der Initiative
"Staatsvertrage vors Volk!" als direkten Gegenentwurf vorgeschlagen habe. Damals hatte
das Parlament vor allem aus abstimmungstaktischen Grinden allerdings auf einen
Gegenvorschlag verzichtet. Im Nationalrat wurde die Motion Caroni in der
Herbstsession 2015 diskussionslos angenommen. “°

Von den drei fakultativen Referenden, die gegen 2015 vom Parlament erlassene
Beschllsse lanciert worden waren, schafften nur zwei die Huirden. Das
Kantonsreferendum gegen den Entscheid des Parlaments zu den Grundbeitrégen des
Ressourcen- und Lastenausgleichs flr 2016 bis 2019 scheiterte, weil nur vier (SH, ZG,
SZ, NW) statt der ndétigen acht Kantone dagegen opponierten. Die noétige Anzahl
Unterschriften reichten hingegen die SVP mit ihrem Veto gegen das Asylgesetz sowie
die Juso gegen das Nachrichtendienstgesetz ein. Insgesamt hatte das Parlament im
Berichtsjahr 59 Bundesgesetze oder Bundesbeschlisse gefallt, gegen die das fakultative
Referendum hétte eingereicht werden kdénnen (2014: 60). Die drei fakultativen
Referenden, die angestrengt wurden, entsprachen also 5.1 Prozent aller
referendumsféhigen Gesetze und Beschlisse (2014: 5%).

2015 stand zudem ein fakultatives Referendum zur Abstimmung (2014: 1), das gegen das
2014 vom Parlament beschlossene Radio- und Fernsehgesetz angestrengt und Ende
Januar 2015 vom Schweizerischen Gewerbeverband mit 91'308 gultigen Unterschriften
eingereicht worden war. Bei der Abstimmung Mitte Juni 2015, wurde das Gesetz mit
einer hauchdiinnen Mehrheit angenommen. *
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Nachdem sich die SPK-SR einstimmig flr die |dee eines obligatorischen Referendums
fiir volkerrechtliche Vertrage mit verfassungsméassigem Charakter ausgesprochen
hatte, passierte die Motion Caroni in der Fruhjahrssession 2016 auch den Sténderat.
Allerdings erwuchs der Idee in der kleinen Kammer Opposition in der Person von Paul
Rechsteiner (sp, SG). Der St. Galler Standerat wies darauf hin, dass es schwierig sei,
gegen eine Idee einzustehen, die vom Nationalrat diskussionslos durchgewunken, vom
Bundesrat zur Annahme empfohlen und von der eigenen Kommission oppositionslos
zur Annahme empfohlen werde. Es lohne sich aber sehr wohl, sich der Schwere der
Konsequenzen dieses Vorschlages bewusst zu werden. Mit Verweis auf den abgelehnten
Gegenvorschlag zur Initiative "Staatsvertrage vors Volk!" mahnte der SP-Stéanderat, dass
damals nicht nur abstimmungstaktische Grinde, sondern insbesondere im Stédnderat
auch zahlreiche inhaltliche Bedenken gedussert wurden. Rechsteiner fasste diese
Bedenken von damals noch einmal zusammen: Uber zahlreiche, eigentlich
unbestrittene Konventionen musste obligatorisch abgestimmt werden, was zu einer
Uberlastung des direktdemokratischen Systems fiihren kénnte. Darliber hinaus bestehe
mit dem fakultativen Staatsvertragsreferendum bereits ein Instrument, mit dem die
Legitimation eines Vertrages gestéarkt werden kénne - so ein weiteres Argument gegen
die Annahme der Motion Caroni. Zudem wuirde ein obligatorischer Urnengang die
Handlungsfreiheit vor allem auch bei wirtschaftlichen Staatsvertragen stark
einschréanken. Schliesslich erinnerte Rechsteiner daran, dass die Volksinitiative
"Staatsvertrage vors Volk!" deutlich abgelehnt worden sei - mit der Motion wirde aber
mindestens die Halfte eingeflihrt, von dem was damals vom Begehren der AUNS
gefordert worden war.

Die Bedenken von Rechsteiner wurden nur von weiteren 8 Stéanderétinnen und -raten
geteilt - zu wenig gegen die 36 Beflrworterinnen und Beflrworter. Einig schien man
sich in der Diskussion aber zu sein, dass die Umsetzung der Idee noch viel
Konfliktpotenzial habe. Thomas Minder (parteilos, SH) wies etwa darauf hin, dass auch
die Kindigung von bestehenden Vertragen bertcksichtigt werden musse. Bundesréatin
Simonetta Sommaruga dusserte gar Zweifel, dass dieses Projekt dann wirklich bis zum
Ende durchhalte. Sie verwahrte sich zudem gegen den Gedanken, dass volkerrechtliche
Vertrage, Uber die nicht abgestimmt werde, eine geringere Legitimitat hatten. ¥/

Die Einflhrung eines Finanzreferendums auf nationaler Ebene ist immer mal wieder
Thema in den eidgendssischen Raten. So war etwa eine parlamentarische Initiative der
SVP aus dem Jahr 2003 in der Vernehmlassung durchgefallen. Ein paar Jahre spater
wurden auch die Vorstdsse abgelehnt, die im Rahmen der Ablehnung der Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen diskutiert worden waren. Die Begriindung damals war, dass
das Referendum, das sich gegen den Beschaffungsfonds richtete, eigentlich ein
verkapptes Finanzreferendum sei. Ahnlich argumentierte Thomas Minder (parteilos,
SH), der mit seiner Ende 2017 eingereichten Motion einen neuerlichen Anlauf wagte. Die
Vorstosse flr eine Volksabstimmung zu den Olympischen Winterspielen oder fir eine
Grundsatzabstimmung zur Beschaffung eines neuen Kampfjets seien «Pro-Forma-
Finanzreferenden», so Minder. Es sei nicht einsichtig, weshalb das Parlament
bestimmte Infrastruktur- und Investitionsprojekte in Bundesgesetze kleide, um ein
Referendum zu ermoglichen, andere aber nicht. Hier verwies der Schaffhauser
Standerat neben der Gripen-Beschaffung auch auf die Sanierung des Gotthard-
Strassentunnels und die Kohésionsmilliarde. Diese beliebigen ad-hoc Entscheidungen
des Parlaments stinden der direkten Demokratie aber schlecht an. Diese miusse
vielmehr «vorhersehbaren und rechtsgleichen Spielregeln gehorchen», so Minder. In
seiner Begrindung zum Vorstoss wollte Minder zwar keine konkreten Betrage fur eine
mogliche Referendumsergreifung festlegen, zeigte aber auf, dass sich im relativen
Vergleich mit den Kantonshirden flr den Bund ein Betrag in der Héhe von CHF 250
Mio. als mogliche Schwelle ergeben wirde, bei der ein fakultatives Finanzreferendum
ergriffen werden kénnte. Dies wére gleichbedeutend mit etwa zehn Projekten pro Jahr,
die dem Finanzreferendum unterstellt wéaren. Diese Projekte wirden vorwiegend die
Armee, die Entwicklungszusammenarbeit und den Strassenverkehr betreffen.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er verwies auf die mehrheitlich
ablehnende Haltung bei der Vernehmlassung zur erwdhnten parlamentarischen
Initiative der SVP und machte geltend, das es mit einem solchen neuen Instrument
nicht nur zu Verzogerungen kdme, sondern dass der Bund auch die Flexibilitat in
finanzpolitischen Fragen verlieren wurde. Die Regierung wies zudem darauf hin, dass
ein Finanzreferendum nicht mittels Gesetzesdnderung (wie von der Motion gefordert),
sondern mittels Verfassungsédnderung eingefihrt werden sollte.

Der Standerat behandelte den Vorstoss Minder in der Frihjahrssession 2018. Der
Vorschlag von Peter Hegglin (cvp, ZG), den Vorstoss an die SPK-SR zur Vorprifung
zuzuweisen, stiess in der kleinen Kammer auf offene Ohren. Er habe durchaus
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Sympathien fir die Idee, so der Zuger. Aber auf nationaler Ebene gebe es andere
Instrumente, die fur eine Budgetdisziplin sorgten, so etwa die Schuldenbremse oder
das Zweikammersystem. Die Kommission solle die Thematik auch deshalb vertieft
ausloten, weil die vom Bundesrat aufgeworfene Frage, ob ein fakultatives
Finanzreferendum via Gesetzes- oder Verfassungsanderung eingefiihrt werden musste,
von Bedeutung sei. *®

Nur wenige Tage nachdem der Nationalrat zwei parlamentarischen Initiativen zum
gleichen Thema keine Folge gegeben hatte, empfahl auch die Mehrheit der SPK-SR mit
5 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen) die Einfiihrung des Finanzreferendums auf nationaler
Ebene zur Ablehnung. Der Standerat hatte die Motion Minder (parteilos, SH) zu diesem
Thema in der Frdhjahrssession zur Vorprufung an die SPK-SR verwiesen. Die
Kommission nahm zwar zur Kenntnis, dass das Instrument auf kantonaler Ebene gut
funktioniere, begriindete ihre ablehnende Haltung aber damit, dass die eidgendssische
Ebene mit den Kantonen nicht zu vergleichen sei. In den Kantonen wirde mit dem
Finanzreferendum Uber Infrastrukturvorhaben abgestimmt, wahrend auf Bundesebene
Gesetzesbeschlisse gefasst wirden, die den Bund zu finanziellem Engagement
beauftragten. Diese BeschlUsse unterstinden in der Mehrzahl bereits dem Referendum.
Zudem sei auf lokaler Ebene die Mehrheit der Stimmbevdlkerung von zu finanzierenden
Projekten direkt betroffen, wéhrend sich Bundesausgaben nur auf eine Region
konzentrieren kénnten. Im Interesse des nationalen Ausgleichs seien solche Ausgaben
aber notig und sollten nicht mittels Finanzreferendum gesamtschweizerisch zur
Disposition gestellt werden koénnen. Die Kommissionsminderheit verwies auf die
Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen oder die Olympischen Spiele, deren
Finanzierungskredite nur mit unschéonen Kniffen und speziellen Konstrukten dem
Referendum héatten unterstellt werden kdénnen. Fur solche Ausgaben misse das
Finanzreferendum geschaffen werden.

«Weshalb mussen wir Uber Kuhhorner abstimmen, aber nicht Uber 5 Milliarden
Franken, die ihr in Bern leichtsinnig ausgebte» zitierte Finanzminister Maurer «die
Stimme des Volkes». Staatspolitisch habe er durchaus Verstandnis fur solche Fragen
und das Anliegen der Motion Minder. Allerdings stelle sich auch die Frage nach dem
Funktionieren des Staates. Mit der Ausgabenbremse und der Schuldenbremse seien
Parlament und Bundesrat gezwungen, den Finanzhaushalt im Gleichgewicht zu halten.
Die eidgendssische Ausgabenpolitik, die auch auf intensiven Diskussionen und
Fachwissen basiere, funktioniere also gut - ein Argument, dass Ueli Maurer gegen die
wissenschaftlichen Befunde der grésseren Ausgabendisziplin durch Kantone mit
Finanzreferendum ins Feld fuhrte. Eine Volksabstimmung mit Hilfe eines
Finanzreferendums sei vor allem in jenen Bereichen zu erwarten, in denen dann
politische und eben nicht mehr sachliche Diskussionen gefuhrt wirden. Dies ziehe
nicht nur Verzégerungen nach sich, sondern mache auch die Interpretationen des
Abstimmungsresultats schwierig. So wulnschbar ein Finanzreferendum also
staatspolitisch sei, so wenig wirde es dem Finanzhaushalt helfen, «denn der ist in
Ordnung». Das schien auch die Mehrheit des Standerats so zu sehen: Mit 34 zu 7
Stimmen bei 2 Enthaltungen wurde die Motion Minder abgelehnt. *

Im Jahr 2019 erliess das Parlament insgesamt 54 Bundesgesetze oder
Bundesbeschlisse, die dem fakultativen Referendum unterstellt waren (2018: 41).
Gegen insgesamt sechs dieser Erlasse (11%) wurde ein Referendum angestrengt (2018:
gegen 4; 9.8%). Damit hielt der Trend zur stéarkeren Kontrolle des Parlaments durch
Referenden auch 2019 an: In den Jahren 2015, 2016 und 2017 lag der Anteil
parlamentarischer Erlasse, gegen die ein Veto eingelegt wurde, noch jeweils bei rund 4
Prozent.

Ein Komitee um die Kampagnenplattform «Wecollect» reichte 64'933 gultige
Unterschriften gegen das E-ID-Gesetz ein; die SP wollte die Bevdlkerung zur Erhdéhung
des Kinderabzugs befragen und reichte dagegen 53'088 Unterschriften ein; das
Jagdgesetz wurde von verschiedenen Umwelt- und Tierschutzorganisationen bekampft
und wird dank der eingereichten 58'570 Unterschriften an der Urne entschieden
werden; gegen den indirekten Gegenvorschlag zur Initiative fir einen
Vaterschaftsurlaub reichten Vertreter der SVP und der Jungfreisinnigen 54'489
Unterschriften ein.

Uber die vier Gesetze soll im Jahr 2020 abgestimmt werden. Auch die Sammelfristen
fur die beiden angekundigten Referenden gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge
- die GSoA, die SP und die Grinen sammelten hier Unterschriften - sowie gegen das
Freihandelsabkommen mit Indonesien, angestrengt von Uniterre, laufen im Frihling
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2020 ab.

Drei fakultative Referenden, die gegen Erlasse aus dem Jahr 2018 gerichtet waren,
waren 2019 abstimmungsreif. Davon kamen zwei im Mai an die Urne und waren beide
erfolglos. Die Mehrheit der Stimmbevdlkerung stitzte das Parlament némlich sowohl
hinsichtlich der Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie, gegen die ein Komitee aus der
Interessengemeinschaft Schiessen (IGS) und der SVP das Referendum ergriffen hatte,
als auch hinsichtlich des Bundesgesetzes Uber die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung (STAF), mit dem verschiedene Komitees von linker und burgerlicher Seite,
insbesondere bestehend aus Jungparteien, nicht einverstanden waren. Die Abstimmung
Uber die Erweiterung der Rassismusstrafnorm um den Tatbestand der sexuellen
Orientierung wurde auf Februar 2020 angesetzt. *°

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Zwar hatten vier unterschiedliche, von Privatpersonen gefiihrte Komitees gegen die
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative das Referendum angekindigt, sie
schafften es jedoch innerhalb der 100 Tage nicht, die ndtigen Unterschriften zu
sammeln. Zu hoch war die Unterschriftenhirde 2016 auch fur zwei weitere Komitees.
Die Gruppe Giardino konnte lediglich 44'603 Unterschriften gegen die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) einreichen und auch Uber das Bundesgesetz
betreffend die Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BUPF) wurde nicht an
der Urne entschieden, weil die Allianz aus allen Jungparteien, den Piraten, der AL und
zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen ebenfalls nur knapp Uber 40'000
Unterschriften dagegen sammeln konnte.

Erfolgreicher waren die SP, die gegen die Unternehmenssteuerreform (USR IlI)
opponierte, und die SVP, die gegen das Energiegesetz das Referendum ergriff. Damit
wurde gegen 3.2 Prozent der 2016 vom Parlament geféllten 63 Erlasse ein Referendum
eingereicht. Dies entsprach dem Wert von 2015, als gegen 3 der 59 Erlasse ein
Referendum angestrebt worden war, wobei damals nur zwei Komitees (3.4%) die nétige
Zahl an Unterschriften innerhalb der vorgesehenen Frist einreichen konnten.

Neben den beiden bereits 2015 eingereichten Referenden - gegen das Asylgesetz und
das Nachrichtendienstgesetz -, standen 2016 auch zwei weitere, vom Parlament noch
2014 erlassene und bekdmpfte Bundesbeschlisse zur Abstimmung: die Sanierung des
Gotthard-Strassentunnels und das Fortpflanzungsmedizingesetz. Alle vier Referenden
blieben dabei erfolglos. Im Februar hiess die Stimmbevdlkerung die Sanierung des
Gotthard-Tunnels gut, Anfang Juni stiessen sowohl das von der SVP bekdmpfte
Asylgesetz als auch das Fortpflanzungsmedizingesetz, gegen das insbesondere die EVP
ein Veto angestrengt hatte, bei der Bevolkerung auf viel Akzeptanz. Und im September
erhielt auch das Nachrichtendienstgesetz, das von der Linken bekdmpft wurde, fast
zwei Drittel aller Stimmen. ®

Gegen zwei der total 45 im Jahr 2017 vom Parlament verabschiedeten und dem
fakultativen Referendum unterstellten Erlasse wurde ein Veto eingelegt. Damit lag der
Anteil bekdmpfter Parlamentsbeschlisse (4.4%) in diesem Jahr etwas hdher als noch in
den Vorjahren (2015: 3.4%; 2016: 3.2%), wobei in den Vorjahren auch jeweils lancierte
Referenden an der Unterschriftenhiirde gescheitert waren (2015: 1; 2016: 3). Dies war
2017 nicht der Fall: So erzwangen verschiedene Gruppierungen angefihrt von
Westschweizer Gewerkschaften mit 58'054 gultigen Unterschriften eine Abstimmung
Uber die Reform der Altersvorsorge 2020 und die jungen Grlnen brachten mit 60'744
Unterschriften das Geldspielgesetz an die Urne.

Neben der Reform der Altersvorsorge, die noch im September 2017 von der
Stimmbevélkerung an der Urne abgelehnt wurde, standen 2017 auch die vom Parlament
im Vorjahr beschlossenen und mit einem Referendum bekémpften Erlasse zur
Unternehmenssteuerreform Il und zum Energiegesetz zur Abstimmung. Wahrend das
Referendum gegen die USR Ill im Februar zu einem Erfolg der Linken wurde und die
Vorlage an der Urne ziemlich deutlich verworfen wurde, hielt das von der SVP
bekampfte Energiegesetz im Mai an der Urne stand. Mit der AHV-Vorlage und dem USR
Il waren gleich zwei fakultative Referenden in diesem Jahr erfolgreich; letztmals war
mit der Ablehnung des Gripen-Fonds 2014 ein Bundesgesetz an der Urne gescheitert. *
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Mit der in der Presse als «KKuhhandel» bezeichneten Verknlpfung der Steuerreform und
der AHV-Finanzierung wurde auch eine juristische Diskussion laut, die sich um das
Thema «Einheit der Materie» drehte. Dieser Grundsatz ist ein wichtiger Bestandteil bei
der Entscheidung, ob eine Volksinitiative glltig ist oder nicht. Er verlangt, dass zwei
verschiedene Sachfragen nicht in ein und der gleichen Abstimmungsvorlage verknlpft
werden durfen, weil sonst die Gefahr besteht, dass Stimmbdurgerinnen und
Stimmblrger ihre Préaferenzen nicht klar dussern kdnnen. Wenn etwa die eine Sachfrage
bei einer Person auf Zustimmung, die andere aber auf Ablehnung stdsst, kann eigentlich
weder ein Ja noch ein Nein in die Urne gelegt werden. Ob und wann «zwischen den
einzelnen Teilen einer Initiative ein sachlicher Zusammenhang besteht» (BG Uber die
politischen Rechte, Art. 75 Abs. 2), ist freilich Interpretationssache. Die Frage, die sich
Thomas Minder (parteilos, SH) stellte und gleich in eine parlamentarische Initiative
verpackte, war, ob die Einheit der Materie auch fur Behérdenvorlagen gelten misse, die
dem Referendum unterstellt sind. In seiner schriftlichen Begrindung zu seinem
Vorstoss zitierte der Schaffhauser juristische Literatur, die sich darauf stutzt, dass es
unerheblich sei, wer Urheber einer Abstimmungsvorlage sei, dass der Grundsatz also
auch fur Bundesbeschllisse zu gelten habe. Es sei nun aber an der Bundesversammlung
zu entscheiden, ob sie dies auch so sehe.

Eine 6 zu 4-Mehrheit (bei 2 Enthaltungen) der SPK-SR sah das in der Tat so und gab der
parlamentarischen Initiative Folge. Es sei zwar schwierig, diesen Grundsatz immer
einzuhalten, die vom Parlament verabschiedeten Gesetze sollten aber den gleichen
Anforderungen genlgen wie Volksinitiativen, weshalb ein entsprechendes Gesetz
geprift werden solle. %

Fast jeder zehnte parlamentarische Erlass, der dem fakultativen Referendum
unterstand, wurde 2018 mit einem Veto belegt. Konkret wurde gegen vier der 41
Bundesgesetze und Bundesbeschllsse, die vom Parlament 2018 verabschiedet wurden,
das Referendum ergriffen. Der Anteil von 9.8 Prozent bekampfter Erlasse ist doppelt so
hoch wie in den Vorjahren (2015: 5.1%; 2016: 3.2%; 2017: 4.4%). Wie bereits 2017
schafften es alle Komitees, die nétige Anzahl Unterschriften in der hunderttéagigen Frist
zu sammeln. Alle angestrebten Referenden schafften also im Unterschied zu 2015 und
2016, als ein bzw. drei Referenden nicht zustande gekommen waren, die
Unterschriften- und Fristenhirden. Bekémpft wurden Beschliisse von rechts (die EU-
Waffenrichtlinie und die Erweiterung der Rassismusstrafnorm mit einem
Homophobieartikel), von links (die gesetzliche Grundlage fir die Uberwachung von
Versicherten) und auch von verschiedenen linken und biurgerlichen Komitees
gleichzeitig (AHV-Steuer Deal; STAF).

Noch im November 2018 wurde iiber die Uberwachung von Versicherten abgestimmt.
Das Referendum war hier nicht erfolgreich, hiess die Stimmbevolkerung doch die
gesetzliche Grundlage beinahe mit einer Zweidrittelmehrheit gut. Die restlichen drei
bekdmpften Vorlagen werden 2019 der Stimmbevdlkerung vorgelegt. Ebenfalls noch
2018 wurde Uber das Geldspielgesetz abgestimmt, das vom Parlament 2017 erlassen
worden war und das von den jungen Grlinen mittels fakultativem Referendum an die
Urne gebracht wurde. Aber auch dieses Referendum blieb deutlich chancenlos: 72.9
Prozent der Stimmbevdlkerung stitzte den Entscheid des Parlaments. **

Mit 13 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen gab die SPK-NR der parlamentarischen
Initiative Minder (parteilos, SH) keine Folge. Es sei in der Praxis kaum moglich, zu
entscheiden, ob die Einheit der Materie bei Erlassen der Bundesversammlung gegeben
sei. Ob ein, wie von Minder geforderter, sachlicher Zusammenhang von Teilen einer
Vorlage bestehe - immerhin eine Grundlage fur den Entscheid Uber die Glltigkeit einer
Volksinitiative -, kénne in der Praxis bei Erlassen nicht «trennscharf>» beurteilt werden.
Zudem kénne eine solche Forderung den Spielraum des Parlaments beim Finden von
Kompromisslésungen zu stark einschranken, so die Kommissionsmehrheit bei ihrer
Begrindung. Eine Vorlage kénne per Referendum bekédmpft werden, wenn man mit der
Verknipfung unterschiedlicher Themen nicht einverstanden sei. Die starke
Kommissionsminderheit war allerdings der Meinung, dass Erlasse gleich behandelt
werden sollten wie Volksbegehren. Ungeachtet dessen ging die Initiative anschliessend
zuriick an die SPK-SR, die ihr bereits Folge gegeben hatte. *

1) Bund, 7.10. und 22.12.95; BBI, 1996, I, S. 5622 f.
2) BBI, 1996, 111, S. 919; Presse vom 10.6.96; S. Hug / L. Maquis / B. Wernli, Analyse der eidg. Abstimmungen vom 9. Juni 1996.
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